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dingungen von Straftaten zu beseitigen, 
Gesetzlichkeit und Disziplin zu festigen 
und Sicherheit und Ordnung zu gewähr­
leisten.

Die staatlichen und gesellschaftlichen 
Organe der Rechtspflege sind verpflichtet, 
mit ihren Erfahrungen Staats- und Wirt­
schaftsorgane, Betriebe, Einrichtungen, Ge­
nossenschaften und Massenorganisationen 
und gesellschaftliche Kollektive bei der 
Verhütung von Straftaten und der gesell­
schaftlichen Erziehung Straffälliger wirk­
sam zu unterstützen und dabei auf die 
Vervollkommnung der Leitungstätigkeit 
und Erziehungsarbeit hinzuwirken.

Artikel 4 
Schutz der Würde und der Rechte 

des Menschen

Die Würde des Menschen, seine Frei­
heit und seine Rechte stehen unter dem 
Schutz der Strafgesetze des sozialistischen 
Staates.

Die Achtung der Menschenwürde, von 
der sich die sozialistische Gesellschaft auch 
gegenüber dem Gesetzesverletzer leiten 
läßt, ist für die Tätigkeit der staatlichen 
und gesellschaftlichen Strafrechtspflege 
und für den Strafvollzug unverbrüchliches 
Gebot.

Eine Person darf nur in strikter Über­
einstimmung mit den Gesetzen strafrecht­
lich verfolgt und zur Verantwortung ge­
zogen werden. Eine Handlung zieht straf­
rechtliche Verantwortlichkeit nur nach 
sich, wenn dies zur Zeit ihrer Begehung 
durch Gesetz vorgesehen ist, der Täter 
schuldhaft gehandelt hat und die Schuld 
zweifelsfrei nachgewiesen ist. Die Rück­
wirkung und die analoge Anwendung von 
Strafgesetzen zuungunsten des Betroffenen 
ist unzulässig.

Die Rechte der Persönlichkeit, das Post- 
und Fernmeldegeheimnis und die Unver­
letzlichkeit der Wohnung sind gewährlei­
stet. Sie dürfen nur so weit eingeschränkt 
werden, als dies gesetzlich zulässig und 
unumgänglich ist. Festnahmen und Ver­
haftungen erfolgen nur auf Grundlage des 
Gesetzes.

Niemand darf als einer Straftat schul­
dig behandelt werden, bevor nicht in 
einem gesetzlich durchgeführten Verfahren 
von einem Gericht oder gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege seine Schuld zwei­

felsfrei nachgewiesen und rechtskräftig 
festgestellt worden ist.

Das Recht auf Verteidigung ist gewähr­
leistet.

Strafen im Sinne dieses Gesetzes wer­
den ausschließlich durch Gerichte ausge­
sprochen. Niemand darf seinem gesetzli­
chen Richter entzogen werden; Ausnahme­
gerichte sind verboten.

Artikel 5 
Gewährleistung der Gleichheit 

vor dem Gesetz

Das Strafrecht und die Strafrechtspflege 
gewährleisten die Gleichheit vor dem Ge­
setz als ein Grundprinzip sozialistischer 
Gerechtigkeit. Niemand darf wegen seiner 
Nationalität, seiner Rasse, seines Glau­
bensbekenntnisses, seiner Weltanschau­
ung oder wegen seiner Zugehörigkeit zu 
einer Klasse oder sozialen Schicht straf­
rechtlich verfolgt oder benachteiligt wer­
den. Die Gerechtigkeit in der Strafrechts­
pflege erfordert, daß die objektiven und 
subjektiven Umstände der Tat, wie Art 
und Weise ihrer Begehung, ihre Folgen, 
ihre Ursachen und Bedingungen, die 
Schuld des Täters sowie die Möglichkeiten 
seiner Erziehung zu einem gleichberech­
tigten und gleichverpflichteten Mitglied 
der sozialistischen Gesellschaft unter Be­
rücksichtigung seiner Persönlichkeit fest­
gestellt und nach den für alle geltenden 
Gesetzen beurteilt werden.

Artikel 6
Recht der Bürger auf Mitgestaltung 

der Strafrechtspflege

Das Recht der Bürger auf Mitgestaltung 
aller staatlichen und gesellschaftlichen An­
gelegenheiten wird in der Strafrechtspflege 
in umfassender Weise verwirklicht.

Die Bürger wirken an der staatlichen 
Strafrechtspflege vor allem als gewählte, 
dem Richter gleichberechtigte Schöffen 
und als Beauftragte gesellschaftlicher Kol­
lektive und gesellschaftlicher Organisatio­
nen mit. Die Konflikt- und Schiedskom­
missionen nehmen im Kampf der soziali­
stischen Gesellschaft um die Einhaltung 
des Rechts, für die Verhütung von Straf­
taten und die gesellschaftliche Erziehung 
von Gesetzesverletzern wichtige Aufgaben 
der Rechtspflege wahr und sind in ihrer 
Tätigkeit allseitig zu unterstützen.


